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28,7 Prozent Teuerung
Das Statistische Amt der Stadt Zürich teilt mit:
Im August hat sich der Gesamtindex der

Lebenshaltungskosten nur um Bruchteile eines Punktes
verändert. Für die Nahrungskosten allein ergibt sich

gegenüber dem Vormonat praktisch keine Veränderung.

Aufschläge auf Tafelbutter, Eier, Kochfett,
Speck und Erbsen sind durch kleine Abschläge auf
Kalbfleisch und Schweinefleisch und vor allem auf
Kartoffeln kompensiert worden. Die Nahrungsmittel-
gruppenindices haben sich erhöht für: Milchprodukte
von 154,7 auf 155,5, für Eier von 260,0 auf 270,0, für
Fette und Speiseöle von 205,3 auf 208,2, für Kaffee
und Schokolade von 150,5 auf 151,6, und erniedrigt

für Fleisch und Speck von 201,5 auf 200,9, und für
Kartoffeln und Hülsenfrüchte von 221,5 auf 208,4.

Der Gesamtnahrungskostenindex stellte sich im
August auf 174,1 statt im Vormonat 174,0. Preisaufschläge

bei Holz und bei Seife haben den Gruppenindex

für Heizung, Beleuchtung und Reinigung von
148,0 auf 150,2 Punkte erhöht. Der Mietindex und
der Bekleidungsindex sind mit 181,8 bzw. 200,5
unverändert eingesetzt worden, da keine Neuerhebungen
durchgeführt worden sind.

Der Gesamtindex ist von 177,8 auf 178,0 gestiegen.
Gegenüber dem August 1939 beträgt die Verteuerung
der Lebenskosten 39,7 Punkte oder 28,7 Prozent.

Die Kohlenversorgung im Winter 1941/42
Zur Lage der Kohlenversorgung stellte der Chef der

Sektion für Kraft und Wärme, Nationalrat Grimm, an einer
Pressekonferenz unter anderem fest, daß der Abschluß des

Wirtschaftsabkommens mit Deutschland in der Bevölkerung
zur Vermutung Anlaß gab, die schweizerische Kohlenversorgung

sei gesichert und es könne mit höheren Zuteilungen
gerechnet werden. Diese Meinung ist unrichtig. Zwar wurden
der Schweiz für das laufende Kohlenjahr vertraglich größere
Lieferungen zugesichert als im Vorjahr, aber die Versorgungslage

begegnet gleichwohl gewissen Schwierigkeiten.
Die Inlandvorräte haben sich nach und nach vermindert.

Die Verbrauchszahlen wurden durch die kriegswirtschaftlichen
Bedürfnisse verändert. Die Lieferung bestimmter Sorten
richtet sich naturgemäß nach den Produktionsverhältnissen
des Lieferlandes.

Im Hinblick auf diese Verhältnisse wird auch im laufenden

Kohlenjahr eine straffe Rationierung nicht zu umgehen
sein. Die Zuteilungen dürften, normaler Ablauf der
zugesicherten Einfuhren vorausgesetzt, sich ungefähr auf der
gleichen Höhe halten wie im letzten Winter. Feste Zusicherungen

können indes im gegenwärtigen Zeitpunkt aus
begreiflichen Gründen nicht gegeben werden.

Die Rationierungsmaßnahmen. Da für die Zuteilung der
Brennstoffe an die einzelnen Verbraucher im Laufe dieses

Jahres durch die kantonalen Brennstoffämter zuverlässigere
Grundlagen ausgearbeitet wurden, als sie letztes Jahr zur
Verfügung standen, ist es möglich, die eidgenössischen Vor¬

schriften für die Öffnung und Schließung der Ladengeschäfte
und Betriebe zu lockern. Gemäß einem vielfach geäußerten
Wunsch soll es in vermehrtem Maße den Berufsverbänden
und den Kantonen oder Gemeinden überlassen bleiben,
einheitliche Bestimmungen aufzustellen. Von Bundes wegen wird
jeder Betrieb eine gewisse Brennstoffmenge zugeteilt erhalten,
mit der er unter allen Umständen auskommen muß.

Die erste Verfügung nimmt die Vorschriften über
Raumheizung wiederum auf, die letztes Jahr erlassen worden
waren. Diese haben sich im großen und ganzen bewährt.
Nach dem Urteil von Fachleuten sind durch die Begrenzung
der Heiztemperaturen wesentliche Einsparungen erzielt
worden. Die Verfügung schafft insbesondere eine Grundlage
zur Entscheidung von Meinungsverschiedenheiten zwischen
Vermietern und Mietern sowie zwischen Geschäftsinhabern
und ihren Angestellten.

Als höchstzulässige Temperaturen gelten: Für Wohnzimmer

und Arbeitsräume in Wohnungen 16—18 Grad Celsius,
für Schlafzimmer 10 Grad, für Schulen 16—18 Grad, ebenso

für Büros und für Werkstätten; Laboratorien 10 bis 18 Grad
je nach Beschäftigungsart.

Die zweite Verfügung bestimmt, daß Öffnung und
Schließung der Betriebsräume so zu gestalten sind, daß
erhebliche Brennstoffmengen eingespart werden. Die Heizung
ist während der Schließung einzustellen oder zu drosseln,
sofern auf diese Weise größere Ersparnisse erzielt werden.

AUS RECHT UND FÜRSORGE

Eine Eingabe zur gesetzlichen Regelung der Abzahlungsgeschäfte
Der Bund Schweizerischer Frauenvereine gelangt

mit einer Eingabe an den Bundesrat, worin eine bessere

gesetzliche Regelung der Abzahlungsgeschäfte verlangt
wird. Es werden dabei unter anderem folgende
Vorschläge gemacht.

i. Im Kaufvertrag sind der Preis bei Kauf auf
Abzahlung, der jährlich zu bezahlende Z^ns un<^ der
Preis bei Barzahlung ausdrücklich und getrennt auf¬

zuführen. Dies würde dem Käufer erlauben, genau
abzuwägen, um wieviel er beim Kauf auf Abzahlung
den Wert des Gegenstandes überzahlt. Statistiken
haben gezeigt, daß Abzahlungskäufer Zinsen bis zu
64 Prozent bezahlt haben.

2. Der Verkäufer darf den Kaufgegenstand nicht
mehr zurücknehmen, sofern drei Viertel des

Kaufpreises bezahlt sind. Die Rücknahme bedeutet in solchen
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